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1. Allgemeines 
Die Aufgabengebiete von Polizei und Verfassungsschutz weisen insbesondere im Zusammen-
hang mit Staatsschutzdelikten Berührungspunkte auf, so dass in vielen Fällen eine Zusammen-
arbeit zwischen Polizei und Verfassungsschutzbehörde zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 
Dabei ist das informationelle Trennungsprinzip zu beachten. Verfassungsschutzbehörde ist ge-
mäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über den Verfassungsschutz im Land Sachsen-Anhalt (Ver-
fSchG-LSA) das Ministerium für Inneres und Sport. Es unterhält für diese Aufgabe eine beson-
dere, von der für die Fachaufsicht über die Polizei verantwortliche Abteilung, abgegrenzte Or-
ganisationseinheit1. 

2. Rechtsgrundlagen der Übermittlung 
Rechtsgrundlagen für die Übermittlung von Informationen einschließlich personenbezogener 
Daten sind insbesondere § 474 Abs. 2 Satz 2 StPO sowie die §§ 16 bis 23a VerfSchG-LSA. 

3. Informations- und Meldewege 

3.1 Übermittlung von Informationen der Polizei an den Verfassungsschutz 
Nach § 17 Abs. 1 VerfSchG-LSA ist die Polizei bei gewalttätigem Extremismus, Terrorismus 
oder Spionageverdacht verpflichtet, von sich aus die Verfassungsschutzbehörde über die ihr 
bekannt gewordenen Tatsachen zu unterrichten.  
Darüber hinaus übermittelt die Polizei nach § 17 Abs. 2 VerfSchG-LSA von sich aus der Ver-
fassungsschutzbehörde auch alle anderen ihr bekannt gewordenen Informationen einschließlich 
personenbezogener Daten über Bestrebungen nach § 4 Abs. 1 VerfSchG-LSA, wenn tatsächli-
che Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Übermittlung für die Erfüllung der Aufgaben der 
Verfassungsschutzbehörde erforderlich ist. 

Auf Ersuchen der Verfassungsschutzbehörde übermittelt die Polizei nach § 17 Abs. 3 Verf-
SchG-LSA die zur Aufgabenerfüllung erforderlichen Informationen einschließlich personen-
bezogener Daten, wenn sie nicht aus allgemein zugänglichen Quellen oder nur mit übermäßi-
gem Aufwand oder nur durch eine die betroffene Person stärker belastende Maßnahme erhoben 
werden können. 

... 



4. Protokollierung der Übermittlung 

Sofern zwischen der Verfassungsschutzbehörde und der Polizei personenbezogene Daten über-
mittelt werden, ist darüber ein Nachweis zu führen, aus dem der Tag sowie der wesentliche 
Inhalt der Übermittlung ersichtlich wird (§ 26 Abs. 1 Satz 2 SOG LSA). Dabei sind die perso-
nenbezogenen Daten sowie die Rechtsgrundlage ihrer Übermittlung in jedem Fall aktenkundig 
zu machen. 
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1. Reichsbürger und Selbstverwalter 
 „Reichsbürger und Selbstverwalter“ sind Gruppierungen und Einzelpersonen, die aus unter-
schiedlichen Motiven und mit unterschiedlichen Begründungen – unter anderem unter Beru-
fung auf das historische Deutsche Reich, verschwörungstheoretische Argumentationsmuster o-
der ein selbst definiertes Naturrecht – die Existenz der Bundesrepublik Deutschland und deren 
Rechtssystem ablehnen, den demokratisch gewählten Repräsentanten die Legitimation abspre-
chen oder sich gar in Gänze als außerhalb der Rechtsordnung stehend definieren und deshalb 
die Besorgnis besteht, dass sie Verstöße gegen die Rechtsordnung begehen. Die Verfassungs-
schutzbehörden des Bundes und der Länder haben sich darauf verständigt, aufgrund der verän-
derten Gefährdungslage die so genannten Reichsbürger und Selbstverwalter bundesweit zu be-
obachten. In Sachsen-Anhalt sind die „Reichsregierungen, Reichsbürger und Selbstverwalter“ 
am 17. 11. 2016 auf der Grundlage von § 4 Abs. 1 Nrn. 1 und 5 des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz im Land Sachsen-Anhalt (VerfSchG-LSA) zu einer verfassungsfeindlichen Bestre-
bung erklärt worden. 

2. Informationsübermittlung an die Verfassungsschutzbehörde 

2.1 Dem Verfassungsschutz obliegt es, die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Be-
stand und die Sicherheit des Bundes und der Länder zu schützen. Die Verfassungsschutzbe-
hörde hat die Landesregierung und andere Stellen, wie Sicherheits-, Strafverfolgungs- und an-
dere Fachbehörden, über Gefahren für diese Schutzgüter zu unterrichten. Diese sollen damit in 
die Lage versetzt werden, rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen ergreifen zu können. Auf-
gabe der Verfassungsschutzbehörde ist daher das Sammeln und Auswerten von Informationen 
über verfassungsfeindliche Bestrebungen (vergleiche § 4 Abs. 1 VerfSchG-LSA). Zu den In-
formationen zählen insbesondere sach- und personenbezogene Auskünfte, Nachrichten und Un-
terlagen. Um die Verfassungsschutzbehörde bei ihrer Aufgabenerfüllung zu unterstützen, nor-
miert das Gesetz über den Verfassungsschutz im Land Sachsen-Anhalt besondere Übermitt-
lungspflichten für öffentliche Stellen. 

2.2 Hinsichtlich der Übermittlung bekannt gewordener Informationen einschließlich personen-
bezogener Daten über Bestrebungen nach Nummer 1 an die Verfassungsschutzbehörde sind die 
Nummern 2 und 3.1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 sowie Nummer 4 des RdErl. des MI über 
die Übermittlung von Informationen zwischen der Verfassungsschutzbehörde und der 



Polizei vom 4. 5. 2016 (MBl. LSA S. 382) für die Sicherheitsbehörden entsprechend anzu-
wenden. Im Übrigen bleibt der vorgenannte RdErl. unberührt. 

=== 

Problem: 

Nach der Nummer 2.2. dieses Erlasses vom 24.05.2017 sind nur die Nummern 2 und 3.1 Abs. 
1 Satz 1 und Abs. 2 sowie die Nummer 4 des Erlasses vom 04.05.2016 für die Kommunen als 
Sicherheitsbehörden nach SOG LSA entsprechend anzuwenden, nicht aber auch Nummer 3.1 
Abs. 1 Satz 2 („Darüber hinaus übermittelt die Polizei nach § 17 Abs. 2 VerfSchG-LSA von sich 
aus der Verfassungsschutzbehörde auch alle anderen ihr bekannt gewordenen Informationen 
einschließlich personenbezogener Daten über Bestrebungen nach § 4 Abs. 1 VerfSchG-LSA, 
wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Übermittlung für die Erfüllung der 
Aufgaben der Verfassungsschutzbehörde erforderlich ist.“) 
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XIII. / XIV. Tätigkeitsbericht des Landesbeauftragten für den Datenschutz Sachsen-An-
halt 

Dieser Text entspricht der Landtagsdrucksache 7/3361 

7.2 Beobachtung der Reichsbürgerszene  

Wie aus der Presseberichterstattung, aber auch aus dem Verfassungsschutzbericht des Landes 
Sachsen-Anhalt für das Jahr 2016 zu entnehmen war, wird die sog. Reichsbürgerszene durch 
die Verfassungsschutzbehörde des Landes Sachsen-Anhalt beobachtet. Nach dem Verfassungs-
schutzbericht soll durch die Beobachtung sowohl eine quantitative als auch qualitative Bewer-
tung der Reichsbürgerszene vor-genommen werden.  

Aufgrund eines Übermittlungsersuchens der Verfassungsschutzbehörde des Landes Sachsen-
Anhalt an die obersten Landesbehörden und durch Erlasse des Ministeriums für Inneres und 
Sport des Landes Sachsen-Anhalt (MI) wurden Grundlagen für Datenübermittlungen an die 
Verfassungsschutzbehörde geschaffen und ausdrücklich auf die bestehende Rechtslage hinge-
wiesen.  

Der Landesbeauftragte hat zu der Frage der Übermittlung und Speicherung personenbezogener 
Daten in Bezug auf „Reichsbürger“ sowohl die für die Polizei zuständige Abteilung des MI als 
auch die Verfassungsschutzbehörde des Landes Sachsen-Anhalt ausgiebig beraten. Bei letzterer 
wurde auch vor Ort geprüft, inwieweit Speicherungen zu „Reichsbürgern“ dem Grunde nach 
zulässig erfolgen. Die dazu vorgelegten Stellungnahmen und die Einsichtnahme in gespeicherte 
personenbezogene Daten zu „Reichsbürgern“ gaben keinen Anlass zu Beanstandungen. 



12. Tätigkeitsbericht des Thüringer Landesbeauftragten für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit, Dezember 2017 

6. Kommunales 

6.1. Reichsbürger – Datenübermittlung an den Verfassungsschutz 

In den vergangenen Monaten erhielt der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit (TLfDI) vermehrt Anfragen von Kommunen und Landkreisen hinsicht-
lich der Rechtmäßigkeit der Übermittlung von personenbezogenen Daten sogenannter Reichs-
bürger an das Amt für Verfassungsschutz (AfV). 
Anlass war ein Erlass des Thüringer Ministeriums für Inneres und Kommunales, mit dem die 
Standesämter, die Staatsangehörigkeitsbehörden, die Meldebehörden und die Pass- und Aus-
weisbehörden gebeten wurden, die ihnen bekannt gewordenen Informationen an das Amt für 
Verfassungsschutz (AfV) im Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunales zu übermit-
teln. 
Bei den anfragenden Behörden herrschte Unsicherheit über die Rechtsgrundlage für die Daten-
erhebung, die Zulässigkeit der Datenübermittlung sowie den Übermittlungsinhalt. 

Rechtsgrundlage für die Datenerhebung und die Datenspeicherung bei den Kommunen und 
Landkreisen sind zunächst die jeweiligen Spezialnormen, die bei den Standesämtern, Staatsan-
gehörigkeitsbehörden, Meldebehörden und den Pass- und Ausweisbehörden zur Anwendung 
kommen, um das jeweilige Anliegen der Bürger (und auch sogenannter Reichsbürger) rechts-
konform bearbeiten zu können.  
Die betreffenden Personen sprechen mit einem konkreten Anliegen bei den jeweiligen Behör-
den vor. Dabei ist es regelmäßig der Fall, dass bestimmte Bürgerinnen und Bürger aufgrund 
ihres Verhaltens, ihrer Argumentation und ihrer Einstellung zur Bundesrepublik Deutschland 
unweigerlich als sogenannte Reichsbürger zu erkennen sind. 

Die Zulässigkeit der Datenübermittlung an das AfV im Freistaat Thüringen ergibt sich aus § 19 
Abs. 1 Thüringer Verfassungsschutzgesetz (ThürVerfSchG). Danach haben öffentliche Stellen 
des Freistaates von sich aus dem AfV die ihnen bei Erfüllung ihrer Aufgaben bekannt gewor-
denen Informationen zu übermitteln, soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
die Übermittlung der Informationen für die Erfüllung der Aufgaben des AfV nach § 4 Abs. 1 
ThürVerfSchG erforderlich ist. 

[§ 19 ThürVerfSchG – Informationsübermittlung an das Amt für Verfassungsschutz 
ohne Ersuchen 

(1) Die Behörden, Gerichte hinsichtlich ihrer Register, Gebietskörperschaften und an-
dere der staatlichen Aufsicht unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts sowie sonstige öffentliche Stellen des Landes haben von sich aus dem Amt für 
Verfassungsschutz die ihnen bei Erfüllung ihrer Aufgaben bekanntgewordenen Infor-
mationen zu übermitteln, soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die 
Übermittlung der Informationen, insbesondere über Tatbestände, die in § 100a StPO
und in § 3 G 10 aufgeführt sind, für die Erfüllung der Aufgaben des Amtes für Verfas-
sungsschutz nach § 4 Abs. 1 oder entsprechender Aufgaben aufgrund eines Gesetzes 
nach Artikel 73 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b oder c des Grundgesetzes erforderlich ist.] 

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=161521662478694658&sessionID=13893459001073767043&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=137462,129
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=161521662478694658&sessionID=13893459001073767043&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=7123268,5#jurabs_1
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=161521662478694658&sessionID=13893459001073767043&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=137457,84#jurabs_1


Darüber hinaus ist auch auf § 20 Abs. 1 ThürVerfSchG hinzuweisen, wonach das AfV von den 
in § 19 Abs. 1 ThürVerfSchG genannten öffentlichen Stellen die Übermittlung entsprechender 
Informationen anfordern kann, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Über-
mittlung für seine Aufgabenerfüllung erforderlich ist (Informationsübermittlung auf Ersuchen 
des AfV). 

Auf Grundlage des §§ 19 Abs. 1 sowie 20 Abs. 1 ThürVerfSchG sowie nach Rücksprache des 
TLfDI mit dem AfV ist es angezeigt, dass sowohl Name und Adresse als auch die eingereichten 
Unterlagen, aus denen sich der durch das AfV zu prüfende Sachverhalt ergibt, in Kopie dem 
AfV übermittelt werden. 

Die in § 22 Abs. 1 ThürVerfSchG geregelte Ausnahme, dass Datenübermittlungen dann unter-
bleiben, wenn für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass unter Berücksichtigung der Art 
der personenbezogenen Daten und ihrer Erhebung die schutzwürdigen Interessen der betroffe-
nen Personen das Allgemeininteresse an der Übermittlung überwiegen oder überwiegende Si-
cherheitsinteressen dies erfordern, war in den vom TLfDI geprüften Fallkonstellationen nicht 
einschlägig. 

Das Ersuchen des AfV war und ist daher datenschutzrechtlich nicht zu beanstanden; das AfV 
begründete seine Zuständigkeit mit bestimmten Verhaltensweisen des betroffenen Personen-
kreises, die es für den TLfDI schlüssig als hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte für Bestre-
bungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung bewertet (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 ThürVerfSchG). 

Dessen ungeachtet ist dem TLfDI bekannt, dass die Vorgehensweise hinsichtlich der Meldung 
von sogenannten Reichsbürgern an das AfV auch in anderen Bundesländern in ähnlicher Weise 
praktiziert wird. 

Der Datenschutz steht einer zielgerichteten Kontrolle von so genannten Reichsbürgern durch 
das AfV nicht im Wege; eine Datenübermittlung von Gemeinden und Landkreisen an das AfV 
ist unter den Voraussetzungen von § 19 Abs. 1 und § 20 Abs. 1 ThürVerfSchG zulässig. Die 
Übermittlung personenbezogener Daten hat nach § 22 Abs. 1 ThürVerfSchG dann zu unterblei-
ben, wenn für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass unter Berücksichtigung der Art der 
personenbezogenen Daten und ihrer Erhebung die schutzwürdigen Interessen der betroffenen 
Personen das Allgemeininteresse an der Übermittlung überwiegen oder überwiegende Sicher-
heitsinteressen dies erfordern. Da diese Voraussetzungen nicht vorlagen, war die Datenüber-
mittlung zulässig. 






